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Kein Kostenvorschuss bei unbegleiteten minderjährigen 
Asylsuchenden
733 unbegleitete minderjährige Personen reichten 2017 in der Schweiz ein Asylgesuch ein. 
Gegenüber den Bestimmungen für erwachsene Asylsuchende sieht das Gesetz bei den 
unbegleiteten minderjährigen Asylsuchenden (UMA) einige Sonderregelungen vor – so die 
prioritäre Behandlung der Gesuche und die Bestimmung einer Vertrauensperson bzw. 
einer Beistandschaft oder Vormundschaft, um das Kindesinteresse zu schützen. 

Im Oktober 2017 entschied nun das Bundesge-
richt, im Rahmen seiner administrativen Aufsichts-
kompetenz gegenüber dem Bundesverwaltungs-
gericht, dass bei Beschwerden von UMA auf einen 
Kostenvorschuss verzichtet werden soll. Hinter-
grund bildet die Geschichte eines 15-jährigen Eri-
treers, dessen Asylgesuch vom Staatssekretariat 
für Migration abgewiesen wurde; gleichzeitig er-
hielt der Jugendliche den Status F für vorläufig 
Aufgenommene, da er aufgrund seiner Situation 
nicht nach Eritrea ausgewiesen werden kann. Ge-
gen die Abweisung seines Asylantrags erhob der 
junge Eritreer Beschwerde beim Bundesverwal-
tungsgericht. Dieses verlangte einen Kostenvor-
schuss von 900 Franken, da es den Fall als aus-
sichtslos erachtete. Der betroffene Jugendliche 
bezahlte diesen Betrag auch nach einer gesetzten 
Nachfrist nicht. In der Folge trat das Bundesver-

waltungsgericht nicht auf seine Beschwerde ein.
Der Internationale Sozialdienst Schweiz legte da-
raufhin eine Beschwerde beim Bundesgericht ein, 
was zum eingangs erwähnten Entscheid führte. 
Das Bundesgericht befand, dass im Asylverfahren 
Fragen der körperlichen und psychischen Integri-
tät sowie der Würde und des Schutzes von Leib 
und Leben im Vordergrund stehen müssten. Die 
Erhebung eines Kostenvorschusses sei in dieser 
Güterabwägung weniger elementar und schränke 
den Zugang zur Justiz für UMA übermässig ein. 
Die Möglichkeit zur Beschwerde müsse grundsätz-
lich gewährleistet sein, wenn der UMA über keine 
eigenen finanziellen Ressourcen verfüge (BGE 144 
II 56). 
Dieses Urteil zeigt, dass sich der Einsatz der So
zialen Arbeit für Gerechtigkeit und Menschen-
würde lohnt und dass der Zugang zu fairen Ge-

richtsverfahren dem Bundesgericht ein grosses 
Anliegen ist. Die Kenntnis dieses Urteils ist für 
UMA sowie für Fachpersonen in der Beratung und 
Begleitung wichtig.
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dramatisch wird die Situation für diese 
Menschen, wenn sich zur inneren Isola­
tion noch äussere Isolationsfaktoren hin­
zugesellen. Darunter fallen das Vorenthal­
ten oder Reduzieren von Sinneserfahrun­
gen, viele gleichbleibende Eindrücke, 
lange Aufenthalte im selben Raum, viele 
inhaltsleere Zeiten, wenig sinnstiftende 
und anregende Angebote, Verhindern von 
Sinneseindrücken durch medikamentöse 
Sedierung und karge Einrichtungen. All 
diese Isolationsbedingungen treffen auf 
die Einrichtung, die Strukturen und die 
Abläufe von intensiv betreuten Wohn­
gruppen in hohem Mass zu.

Konklusion: Dominanz des Unsinns
Einen fachlich und auch ethisch begrün­
deten Sinn hinter dem Angebot der Inten­
sivbetreuung zu finden, ist schwierig. Viel 
eher drängt sich aus einer sozial- und son­
derpädagogischen Perspektive die Unsin­
nigkeit und Ausweglosigkeit für die Klien­
tel in Intensivbetreuungen in den Vorder­
grund. Auch Pfeil et al. (2007: 159) stellen 
fest: «Der Aufbau eines [stationären] Son­

derbereichs für Menschen mit schwerwie­
genden Verhaltensauffälligkeiten führt […] 
in eine Sackgasse.» 
Aus Sicht der AutorInnen des vorliegenden 
Beitrags müssen das Setting der Intensiv­
betreuung sowie ein weiterer Ausbau und 
eine institutionelle Verankerung des An­
gebots dringend hinterfragt und es muss 
nach alternativen Möglichkeiten für eine 
menschenwürdige und entwicklungsför­
derliche Begleitung von Personen mit her­
ausfordernden Verhaltensweisen gesucht 
werden. Unter einer systemökologischen 
Perspektive gilt es, herausfordernde Ver­
haltensweisen als Produkte von Wechsel­
beziehungen zwischen Mensch und Um­
welt und somit als herausfordernde Situa­
tionen zu betrachten (vgl. Calabrese 2017). 
Vielfältige Praxisbeispiele und persönli­
che Erfahrungen der Autorenschaft zei­
gen, dass im Umgang mit herausfordern­
den Situationen ein besonderes Augen­
merk auf eine adäquate, adressatenge­
rechte und individualisierte Lebensraum­
gestaltung gerichtet werden muss. �

Literatur
Bowring, D. L. et al. (2017). Challenging behaviours 
in adults with an intellectual disability. In: British 
Journal of Clinical Psychology, 56 (1), S. 16–32.

Buber, M. (1984). Das dialogische Prinzip. Heidel-
berg: Lambert Schneider.

Calabrese, S. (2017). Herausfordernde Verhaltens-
weisen – herausfordernde Situationen: Ein Perspek-
tivenwechsel. Bad Heilbrunn: Klinkhardt.

Cloerkes, G. (2000). Die Stigma-Identitäts-These.  
In: Zeitschrift für integrative Erziehung, 3 (0), 
S.104–111.

Japp, K. P. (1986). Wie psychosoziale Dienste 
organisiert werden. Widersprüche und Auswege. 
Frankfurt: Campus.

Lamnek, S. (2007). Theorien abweichenden Ver
haltens. Paderborn: Fink.

Palmowski, W. (2015). Nichts ist ohne Kontext. Sys-
temische Pädagogik bei «Verhaltensauffälligkeiten». 
Dortmund: Verlag moderndes Lernen.

Pfeil, B. et al. (2007). Intensivwohngruppen in der 
Stiftung Haus Lindenhof. In: Dieckmann, F.; Haas, G. 
(Hrsg.). Beratende und therapeutische Dienste für 
Menschen mit geistiger Behinderung und heraus
forderndem Verhalten. Stuttgart: Kohlhammer, 
S. 140–160.

180290_SA_07_08_2018_(034_038)_PF_1+2_Rechtsfragen.indd   38 25.06.18   10:56




